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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates über eine Ausnahmeregelung für das 
Königreich Dänemark bei der im grenzüberschreitenden Reiseverkehr geltenden 
Regelung für die Umsatzsteuern und Sonderverbrauchsteuern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 99 und 100, 

gestützt auf die Beitrittsakte, insbesondere auf 
Artikel 133 und auf Anhang VII Ziffer V Nr. 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für Dänemark gilt gemäß Anhang VII Ziffer V 
Nr. 1 der Beitrittsakte eine Ausnahmeregelung hin- 
sichtlich der Anwendung bestimmter Vorschriften 
der Richtlinie 69/169/EWG des Rates vom 28. Mai 
1969 zur Harmonisierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften über die Befreiung von den Um- 
satzsteuern und Sonderverbrauchsteuern bei der 
Einfuhr im grenzüberschreitenden Reiseverkehr in 
der Fassung der Richtlinie 72/230/EWG 1 2 ). 

Der Rat hat vor dem 31. Dezember 1975 nach dem 
Verfahren des Artikels 100 des Vertrags zu ent- 
scheiden, ob und inwieweit eine Verlängerung die- 
ser Ausnahmeregelung erforderlich ist-, dabei wer- 
den der Stand der Verwirklichung der Wirtschafts- 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 133 
vom 4. Juni 1969, S. 6 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 139 
vom 17. Juni 1972, S. 28 


und Währungsunion und insbesondere der Fort- 
schritt der Steuerharmonisierung berücksichtigt. 

Da der erhoffte Fortschritt nicht erreicht worden 
ist, hat die dänische Regierung darum ersucht, die 
in Kraft befindliche Regelung unverändert zu ver- 
längern. 

Eine Verlängerung der Ausnahmeregelung ist er- 
forderlich — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Abweichend von den Richtlinien 69/169/EWG und 
72/230/EWG kann das Königreich Dänemark die 
geltende Regelung der Steuerbefreiungen für Reisen- 
de im grenzüberschreitenden Reiseverkehr vom 
1. Januar bis zum 1. Juli 1976 beibehalten. 

Artikel 2 

Das Königreich Dänemark trägt dafür Sorge, daß der 
Kommission der Wortlaut der Vorschriften über- 
mittelt wird, die es auf dem unter diese Richtlinie 
fallenden Gebiet erläßt. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie ist an das Königreich Dänemark 
gerichtet. 
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Begründung 


Für Dänemark gilt gemäß Anhang VII Ziffer V 
Abs. 1 der Beitrittsakte eine Ausnahmeregelung hin- 
sichtlich der Anwendung bestimmter Vorschriften 
der Richtlinie des Rates Nr. 69/169/EWG vom 
28. Mai 1969 3 ), geändert durch die Richtlinie Nr. 
72/230/EWG vom 12. Juni 1972 4 ) zur Harmonisie- 
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 133 
vom 4. Juni 1969, S. 6 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 139 
vom 17. Juni 1972, S. 28 


die im grenzüberschreitenden Reiseverkehr gelten- 
de Regelung für die Umsatzsteuern und Sonderver- 
brauchsteuern. Der Rat hat vor dem 31. Dezember 
1975 zu entscheiden, ob und inwieweit eine Ver- 
längerung dieser Ausnahmeregelung erforderlich 
ist; dabei werden der Stand der Verwirklichung der 
Wirtschafts- und Währungsunion und insbesondere 
der Fortschritt der Steuerharmonisierung berücksich- 
tigt. 

Die dänische Regierung hat um Verlängerung der 
gegenwärtig in Kraft befindlichen Regelung ersucht-, 
die Kommission hält es für zweckmäßig, eine auf 
sechs Monate beschränkte Verlängerung vorzu- 
schlagen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 22. Januar 1976 - 1/4 - 680 70 - E - Dä 3/76: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 24. Dezember 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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